Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen 

(4. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 588 — 

betr. kulturelle Förderungsmaßnahmen im Zonenrandgebiet 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Brökelschen 


Der Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
588 — betreffend kulturelle Förderungsmaßnahmen 
im Zonenrandgebiet geht von der auch im Bundes- 
gebiet wiederholt bekundeten Auffassung aus, daß 
die Förderung kultureller Maßnahmen im Zonen- 
randgebiet eine politische Aufgabe von gesamtdeut- 
schem Interesse ist, deren Nützlichkeit allerseits an- 
erkannt ist, daß jedoch die Voraussetzungen für 
den Einsatz dieser Mittel noch verbesserungsfähig 
sind. 

Deshalb verlangt der Antrag unter Punkt 1 Abs. 1 
die Sicherung der Mittel für einen mehrjährigen 
Zeitraum. Die Antragsteller wiesen in den Beratun- 
gen des Ausschusses für gesamtdeutsche und Ber- 
liner Fragen auf die Schwierigkeiten hin, die be- 
sonders bei wirtschaftlich schwachen Gemeinden im 
Zonenrandgebiet entstehen müssen, wenn sie bei 
größeren baulichen Maßnahmen nicht mit gesicher- 
ten finanziellen Hilfen bis zur Vollendung der 
Maßnahmen rechnen können. Diesen Sachverhalt 
erkannte auch die Mehrheit im Ausschuß als richtig 
an, glaubte aber, daß dem darauf gestützten Punkt 
des Antrages et at rechtliche Bedenken entgegenstün- 
den und daß man ihm deshalb nicht zustimmen 
könne. 

In Punkt 1 Abs. 2 will der Antrag eine Vergabe 
der Bundesmittel auch ohne Bindung an die Bereit- 
stellung von Mitteln der Länder und der örtlichen 
Träger ermöglichen. Die Antragsteller verwiesen 
als Begründung auf die Gefahr, daß ohne diese 
Möglichkeit unter Umständen kulturelle Maßnah- 
men gerade da nicht zum Tragen kämen, wo sie 
aus politischen Gründen am notwendigsten seien. 


Demgegenüber wurde von der Mehrheit die An- 
sicht vertreten, daß die bisherige Praxis, nach der 
die Empfänger von Beihilfen je nach Eigenart des 
Einzelfalles sich an den von ihnen angeregten Maß- 
nahmen in angemessenem Umfang selbst beteiligen 
sollten, sich bewährt habe, und daß man an ihr fest- 
halten solle; vor allem deswegen, weil auf diese Weise 
die staatliche, kommunale und private Initiative im 
kulturellen Bereich angeregt worden sei und man 
so eine breite Streuung erreicht und, auf das Ganze 
gesehen, eine lebhafte kulturelle Breitenwirkung er- 
zielt habe, überdies glaube man, daß die bisherige 
Praxis besser der Grundauffassung des Bundestages 
entspräche, nach der die kulturelle Förderung des 
Zonenrandgebietes eine gemeinsame Aufgabe der 
örtlichen Träger und der Zonenrandländer sei, die 
dabei vom Bund im gesamtdeutschen Interesse un- 
terstützt werden müßten. Die Mehrheit des Aus- 
schusses sah sich deswegen nicht in der Lage, die- 
sem Punkt des Antrages zuzustimmen. 

Die Punkte 2 und 3 des Antrages verlangen für 
die nächsten beiden Haushaltsjahre eine Erhöhung 
des Ansatzes zu Kap. 27 01 Tit. 602a — Zuschüsse 
zur Förderung von Schulbauten — aut jährlich 
18 Millionen DM und des Ansatzes zu Kap. 27 01 Tit. 
602b — Förderung von kulturellen Maßnahmen ge- 
samtdeutschen Charakters im Zonenrandgebiet — 
auf jährlich 10 Millionen DM. Wegen der auch hier 
von der Mehrheit des Ausschusses gemachten haus- 
haltsrechtlichen Bedenken erklärten sich die Antrag- 
steller bereit, beide Anträge auf das Haushaltsjahr 
1959 zu beschränken. Die Antragsteller verwiesen 
zur Begründung ihrer Forderung für Tit. 602a auf 
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die Ausführungen, die der Vertreter der Kultus- 
ministerien der Zonenrandländer vor dem Unter- 
ausschuß gemacht hatte. Danach sind 1956 bis 1958 
im Zonenrandgebiet erstellt worden: 

1272 Schulräume mit einem Kostenaufwand von ins- 

samt 162 546 143 DM, 

von denen auf Schulträger 

und sonstige 95 996 753 DM 

auf die Länder .... 48 289 890 DM 

und auf den Bund . . . 18 259 500 DM 

entfallen. 

Es fehlen nach den Berechnungen des Vertreters 
der Kultusministerien noch 5346 Schulräume, deren 
Kosten auf insgesamt 536 130 000 DM veranschlagt 
worden sind. Die Antragsteller gehen davon aus, 
daß bei Zugrundelegung eines Zehnjahresplanes 
und einer gleichmäßigen Verteilung der Kosten auf 
Bund, Länder und Bedarfsträger auf den Bund ein 
Betrag von 180 Millionen DM entfallen würde,* das 
entspräche einem Antrag auf Erhöhung der Mittel 
für ein Jahr auf 18 Millionen DM. 

Der Ausschuß in seiner Gesamtheit verschloß sich 
nicht dem Ernst und Umfang des Schuiraumproblems 
und der Notwendigkeit seiner Lösung. Von der 
Mehrheit wurden aber starke Bedenken geltend ge- 
macht, ob man im Hinblick auf die im Grundgesetz 
getroffene Aufgabenverteilung zwischen Bund und 
Ländern die Schulraumfrage dadurch lösen solle, 
daß der Bund generell ein Drittel der Gesamtkosten 
für Schulbauten übernimmt. Es wurde hierbei fest- 
gestellt, daß Schulbauten in erster Linie eine kom- 
munale, in zweiter Linie eine Angelegenheit der 
Länder seien und das Grundgesetz keinerlei Hand- 
habe gebe, daß sich der Bund bei Schulbauten mit 
einem Drittel beteiligen solle oder müsse. Gleich- 
zeitig wurde darauf hingewiesen, daß die angege- 
benen Zahlen nur einen rohen Überschlag, aber 
keine Zusammenfassung konkret vorliegender Pläne 
mit nach einheitlichen Maßstäben errechnetem 
Kostenaufwand darstellen. Zudem, so wurde gesagt, 
hätte keine Auskunft gegeben werden können, ob 
und in welchem Umfange die Schulraumnot im Zo- 
nenrandgebiet größer sei als im Durchschnitt des 
Bundesgebietes; die Schulraumfrage im Zonenrand- 
gebiet müsse in das gesamte Problem hineingestellt 
und dort mitgelöst werden. Vor allem aber wurde 
von der Mehrheit betont, daß im Haushalt 1959 auf 
Vorschlag des Bundesrates der Ansatz bereits auf 
10 Millionen DM erhöht worden sei, daß also der 
Bundesrat diese Erhöhung zunächst für ausreichend 
gehalten habe, und daß man deswegen auch im 
Bundestag sich vorerst mit dieser Erhöhung begnü- 
gen solle. Im weiteren Verlauf der Ausschußbera- 
tungen wurde dann allerdings — um den beson- 
deren politischen Aspekten des Zonenrandgebietes 
Rechnung zu tragen — vorgeschlagen, zu empfeh- 
len, die Bundesregierung zu ersuchen, im Bundes- 
haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1960 eine wei- 
tere Erhöhung dieses Titels um 2 Millionen DM 
vorzusehen. 

Der an den Beratungen mitbeteiligte Haushalts- 
ausschuß hat hierzu mit einem Schreiben vom 


19. November 1959 Stellung genommen und sich da- 
für ausgesprochen, diese Frage im Zusammenhang 
mit den Beratungen zum Bundeshaushalt 1960 zu 
prüfen. 

Da inzwischen außerdem die Haushaltsvorlage 
von der Bundesregierung verabschiedet wurde, 
ohne daß die Erhöhung des Ansatzes im Sinne 
dieses Vorschlages erfolgt, hat der Ausschuß bei 
seiner Schlußabstimmung beschlossen, dem Bundes- 
tag nunmehr zu empfehlen, den Haushaltsaus- 
schuß zu beauftragen, bei den Beratungen des Bun- 
deshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1960 die 
Anhebung des Ansatzes unter diesem Titel um 

2 Millionen DM zu erwägen. 

Als Begründung für die Forderung unter Punkt 3 
des Antrags auf eine Erhöhung der Mittel für kul- 
turelle Maßnahmen gesamtdeutschen Charakters 
von 3 auf 10 Millionen DM gaben die Antragsteller 
vor dem Ausschuß den Doppelzweck dieser Maß- 
nahmen an. Sie sollten einmal indirekt durch An- 
lage- und Einrichtungsbeihilfen der verschiedensten 
Art das kulturelle Gesamtbild des Zonenrandgebie- 
tes mitbestimmen und daneben durch die finanzielle 
Unterstützung einer Vielfalt von Einzelmaßnahmen 
die geistige Abwehrkraft der Zonenrandbevölke- 
rung gegenüber kommunistischen Infiltrationsver- 
suchen beleben und stärken. Beides sei gleich not- 
wendig, aber für beide Ziele zusammen reichten die 
Mittel nicht aus. 

Auch hier bejahte der Ausschuß in seiner Gesamt- 
heit die Möglichkeit, weitere Mittel sinnvoll einzu- 
setzen. Entscheidend schien der Mehrheit aber nicht 
so sehr die Höhe der Mittel, als vielmehr der Er- 
folg, über einen längeren Zeitraum gerade in ab- 
gelegenen Gebieten des Zonenrandraumes ein Kul- 
turbewußtsein und Kulturbedürfnis zu entwickeln, 
Man bezog sich dabei auf sehr positive Berichte der 
verschiedensten Stellen an das Bundesministerium 
für gesamtdeutsche Fragen. Es wurde ferner darauf 
hingewiesen, daß eine Erhöhung der Mittel von 

3 Millionen auf 4 Millionen DM bereits vorgesehen 
sei, und man hielt diese Erhöhung (wie auch die 
bei dem Schulbau vorgenommene) für beachtlich. 
Von einem Mitglied des Ausschusses wurde grund- 
sätzlich erklärt, daß es ein unvollständiges und 
schiefes Bild von dem finanziellen Aufwand des 
Bundes für das Zonenrandgebiet gäbe, wenn man 
nur die Mittel in Kap. 27 01 Tit. 602 a und b be- 
trachte. Es müsse dazugenommen werden die Unter- 
stützung von einer Reihe kultureller Maßnahmen, 
die aus ganz anderen Quellen flössen, z. B. seien 
beträchtliche Bundesjugendplanmittel des Bundes- 
ministeriums für Familien- und Jugendfragen bis- 
lang in das Zonenrandgebiet gegangen, ebenso 
allein 1958 2 025 000 DM für die Spitzenfinan- 
zierung des Baues von Turn- und Sportanlagen 
aus Mitteln des Bundesinnenministeriums. Weiter 
wären erhebliche Beträge für eine Reihe von wis- 
senschaftlichen Forschungseinrichtungen auf Grund 
des Königsteiner Abkommens bereitgestellt worden, 
und endlich z. B. allein für die Universität Göttin- 
gen, die Technische Hochschule Braunschweig . und 
die Bergakademie Clausthal auf Empfehlung des 
Wissenschaftsrates 3,7 Millionen DM. 
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In Punkt 4 fordert der Antrag die Sicherstellung 
von Maßnahmen zur Schaffung von Wohnraum für 
die entsprechenden Lehrer im Zusammenhang mit 
dem Bau von Schulen im Zonenrandgebiet. Die An- 
tragsteller erklärten, daß sie mit dem Ausdruck „es 
muß sichergestellt werden" nur einen Grundsatz 
hätten ausdrücken wollen, der verwirklicht werden 
müsse, wenn man in neuerbauten Schulen auch 
schulisches Leben sichern wolle. Von der Mehrheit 
wurden Bedenken geäußert, einen solchen Grund- 
satz aufzustellen, ohne gleichzeitig konkrete Wege 
zu seiner Realisierung anzugeben. Hierbei wurde 
außerdem die Auffassung vertreten, daß die Be- 
schaffung von Wohnraum eine Angelegenheit der 
Schulträger, aber nicht des Bundes sein könne, und 
wenn überhaupt, daß diese Frage dann nicht an 
dieser Stelle, sondern im Rahmen der Beratungen 
zum Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
479 — betr. Strukturprogramm für die Zonenrand- 
gebiete besprochen werden müsse. 

Nach eingehender Aussprache sah sich bei aller 
Anerkennung der grundsätzlichen Berechtigung ein- 
zelner Erwägungen die Mehrheit des Ausschusses 
nicht in der Lage, dem Antrag Drucksache 588 zu- 
zustimmen. 


Die Mehrheit im Ausschuß für gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen empfiehlt dem Deutschen 
Bundestag, den Antrag der Drucksache 588 abzu- 
lehnen, spricht sich mit der Gesamtheit des Aus- 
schusses aber dafür aus, dem Bundestag zu emp- 
fehlen, 

1. den Haushaltsausschuß zu beauftragen, bei den^ 
Beratungen des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1960 — wegen der besonderen 
politischen Bedeutung der Schulraumfragen im 
Zonenrandgebiet — - die Anhebung des Ansatzes 
in Kapitel 27 01 Tit. 602 um weitere 2 Millionen 
DM von 10 Millionen DM auf 12 Millionen DM 
zu erwägen; 

2. festzustellen, daß die seit einer Reihe von Jahren 
in Kapitel 27 01 eingesetzten Mittel zur Förde- 
rung von kulturellen Maßnahmen in gefährdeten 
Grenzgebieten und im Zonenrandgebiet sich 
positiv ausgewirkt haben; 

3. festzustellen, daß er die Erhöhung dieser Mittel 
im Rechnungsjahr 1959 auf insgesamt 14 Mil- 
lionen DM begrüßt und seine wiederholt bekun- 
dete Auffassung bekräftigt, daß der Einsatz die- 
ser Mittel mindestens in der gleichen Höhe auch 
in den kommenden Jahren gesichert bleiben muß. 


Bonn, den 9. Dezember 1959 


Frau Dr, Brökelschen 

Berichterstatterin 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

« Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Haushaltsausschuß zu beauftragen, bei den 
Beratungen des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1960 — wegen der besonderen 
politischen Bedeutung der Schulraumfragen im 
Zonenrandgebiet — die Anhebung des Ansatzes 
in Kap. 27 01 Tit. 602 um weitere 2 Millionen DM 
von 10 Millionen DM auf 12 Millionen DM zu 
erwägen; 

2. festzustellen, daß die seit einer Reihe von Jah- 
ren in Kap. 27 01 eingesetzten Mittel zur Förde- 
rung von kulturellen Maßnahmen in gefährdeten 
Grenzgebieten und im Zonenrandgebiet sich 
positiv ausgewirkt haben; 

3. festzustellen, daß er die Erhöhung dieser Mittel 
im Rechnungsjahr 1959 auf insegesamt 14 Mil- 
lionen DM begrüßt und seine wiederholt bekun- 
dete Auffassung bekräftigt, daß der Einsatz die- 
ser Mittel mindestens in der gleichen Höhe auch 
in den kommenden Jahren gesichert bleiben muß. 


Bonn, den 9. Dezember 1959 


Der Ausschuß für gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen 

Wehner Frau Dr. Brökelschen 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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